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Populistisches Argumentieren?  
Feindbilder und Sprachstrategien der AfD

Ziel des vorliegenden Beitrags ist es zu untersuchen, wie verschiedene Argumentationsmuster ge-
nutzt werden, um Polarisierungen, Aggressivität und andere Formen populistischer Kommunikation  
zu betonen. Besondere Aufmerksamkeit gilt persuasiven Strategien und der Feindbildkonstruktion. 
Das Beispielmaterial sind Verlautbarungen der sogenannten Alternative für Deutschland (AfD).
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Populist argumentation? Enemy imaging and linguistic strategies of the AfD

The aim of the present article is to analyze how different patterns of argumentation are used to 
emphasize polarization, aggressiveness and other forms of populist communication. Special 
attention will be paid to persuasive strategies and enemy imaging. The source material includes 
current documents generated by the German political party Alternative für Deutschland (AfD).
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„Daß 1933 kam, so war die Meinung, lag an den Institutionen. 
Daß es nicht wiederkehre, verlangt solche Institutionen, die es 
unmöglich machen.“ (Jaspers 1966: 141)

1. Die AfD – eine ganz normale Partei? 

Die Parteienlandschaft hat sich in der Bundesrepublik, wie auch in einigen 
anderen europäischen Ländern, in den letzten Jahren stark verändert. Die Zeit 
zweier dominierender Volksparteien scheint vorbei, neue Gruppierungen sind 
hinzugekommen, andere haben an Bedeutung gewonnen oder verloren. Ebenso 
sind die Unterschiede zwischen den einzelnen Parteien einem Wandel unterwor-
fen; ursprüngliche Differenzen haben an Bedeutung eingebüßt, und das Profi-
lierungsbestreben zwischen den Parteien führt zu mehr oder weniger deutlichen 
Akzentverschiebungen. 

Einen außergewöhnlichen Aufstieg verzeichnet die 2013 gegründete Partei 
Alternative für Deutschland (AfD). Sie ist inzwischen in allen Landtagen und 
auch im Bundestag vertreten. Die höchsten Werte wurden in Mecklenburg-Vor-
pommern und Sachsen-Anhalt mit 20,8 bzw. 24,3 Prozent erreicht. Bei der Bun-
destagswahl 2017 kam die AfD auf 12,6 Prozent. 

Unmittelbarer Vorläufer der AfD war die Wählerinitiative 2013, in der sich 
Europakritiker, Rechtskonservative und Vertreter neoliberaler Netzwerke zu-
sammenfanden.1 Diese Initiative, an der u.a. Bernd Lucke, Alexander Gauland, 
Beatrix von Storch, Konrad Adam, Hans-Olaf Henkel beteiligt waren, führte 
schließlich im April 2013 zum Gründungsparteitag der Partei in Berlin. Als eine 
zentrale Forderung wurde die Auflösung des Euro-Währungsgebiets beschlossen. 
Die Rolle als Sprecher der AfD übernahmen Bernd Lucke, Konrad Adam und 
Frauke Petry. In der Folge gab es verschiedene Auseinandersetzungen und Ab-
spaltungen wegen der politischen Ausrichtung: 2015 erklärte Bernd Lucke sei-
nen Austritt aus der AfD und gründete die Allianz für Fortschritt und Aufbruch 
(ALFA), ein Jahr später umbenannt in Liberal-Konservative Reformer (LKR); 
nennenswerte Wahlerfolge blieben der Gruppierung bislang jedoch versagt. 2017 
trat Frauke Petry, immerhin vier Jahre lang Parteisprecherin, aus der Partei und 
der AfD-Bundestagsfraktion aus, obwohl sie für diese Partei gerade ein Bundes-
tagsmandat erworben hatte. Dieses Mandat behielt sie bei und gründete die Blaue 
Partei. Der Absturz in die politische Bedeutungslosigkeit konnte auf diese Weise 
allerdings nicht verhindert werden. 

1  Genauer zur Entstehung der AfD der Überblick von Dietl (2018: 9ff.); vgl. außerdem die 
Ausführungen in Friedrich (2015).
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Von den übrigen Parteien wurde die AfD zunächst unterschätzt, anhaltende 
Wahlerfolge hielt man für wenig wahrscheinlich. Ein solcher Blick durch die 
rosarote Brille wird in der folgenden, stellvertretend auf Angela Merkel bezoge-
nen Karikatur (Abb. 1) als naiv, verharmlosend und realitätsblind an den Pranger 
gestellt:

Abb. 1: Anfängliche Unterschätzung der AfD (Jürgen Janson, 18.9.2014; https://
janson-karikatur.de/afd-im-aufwind-2/ (11.3.2019))

Mehrere Erfolge der AfD bei Landtagswahlen führten jedoch schon bald 
zu einem radikalen Einstellungswandel. Inzwischen wird die AfD nicht nur mit 
Skepsis, sondern generell von den anderen im Bundestag repräsentierten Parteien 
mit starker Ablehnung bedacht. Die Vorbehalte richten sich vor allem gegen Po-
sitionen, die als nationalistisch oder rechtsextrem eingestuft werden, und gegen 
Forderungen, die z. B. eine Abkehr von der Europäischen Union oder die Einfüh-
rung einer restriktiven Migrationspolitik betreffen. Einen gewissen Höhepunkt 
bildete in dieser Hinsicht die Auseinandersetzung um die sog. „Willkommenskul-
tur“ der Merkel-Regierung seit 2015, einschließlich des Slogans „Der Islam ge-
hört zu Deutschland“. Nicht zu unterschätzen ist, sofern es um die Ablehnung der 
AfD geht, außerdem die Wirkung gezielter und medienwirksamer Provokationen, 
wie sie mehr oder weniger regelmäßig von Parteivertretern wie Björn Höcke, 
Alexander Gauland oder Alice Weidel inszeniert werden. In dem Zusammenhang 
wäre schließlich auch der Vorwurf des Populismus zu nennen.
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2. Populismus: Agitation versus Argumentation? 

Was ist nun unter ,Populismus‘ zu verstehen? In der politischen Auseinander-
setzung wird der Begriff häufig verwendet, um eine konkurrierende Position als 
unsachlich, als stark vereinfachend oder als polemisch abzuqualifizieren. Einen 
Politiker als Populisten zu bezeichnen, bedeutet gewissermaßen, ihn als unseriös 
abzustempeln und ihm irrationales Agitieren vorzuhalten. Versucht man jedoch, 
Populismus nicht nur als Stigmaausdruck, sondern auch als deskriptiven Begriff 
zu sehen, dann erscheint es ratsam, an konkreten Äußerungen anzusetzen und zu 
versuchen, spezifische Merkmale sprachstilistischer und inhaltlicher Art zu ermit-
teln. Als zwei wesentliche Kriterien kann man hier zunächst ,Personalisierung‘ 
und ,Polarisierung‘ festhalten. Dies sei an einem Beispiel kurz veranschaulicht:

(1)	� [...] Kennt ihr Peter Altmaier von der CDU? Peter Altmaier ist einer von den 
phrasendreschenden Politikfunktionären, die vermutlich für nichts stehen außer 
für sich selbst. Er fühlt sich bei der CDU genauso wohl wie er das bei den Lin-
ken oder den Grünen tun würde.

	� Er ist einer von denen, die ihr Fähnchen immer in den Wind des Zeitgeistes ge-
hängt haben. Er ist einer von denen, ohne die unsere erstarrte Parteiendemokra-
tie nicht gedacht werden kann. Und er ist Bundesminister für besondere Aufga-
ben und Chef des Bundeskanzleramtes, also die rechte Hand unserer verehrten 
Bundeskanzlerin.

	� [...] Ich habe das Gefühl, daß sich Herr Altmaier über das deutsche Volk, also 
uns, lustig macht – und zwar mit einer bodenlosen Ignoranz, die ihresgleichen 
sucht!

	� (Björn Höcke: Rede zur Demonstration in Magdeburg am 27.1.2016; http://afd-
thueringen.de/reden/ (12.2.2017))

Ganz offensichtlich geht es dem Redner insbesondere darum, einige aus sei-
ner Sicht negative persönliche Eigenschaften des genannten Politikers hervor-
zuheben und damit die aktuelle Regierungspolitik zu kritisieren: Jemanden als 
„phrasendreschend“ und „Politikfunktionär“ zu kennzeichnen, ihm „bodenlose 
Ignoranz“ zuzuschreiben, ihm zu unterstellen, „sein Fähnchen in den Wind des 
Zeitgeistes zu hängen“ und „sich über das deutsche Volk lustig zu machen“, all 
das sind höchst negative Urteile, zumal dann, wenn keine Begründungen gege-
ben werden. Ziel ist die Diskreditierung einer Person und damit des durch die-
se Person repräsentierten Programms bzw. der damit verbundenen Institution. 
Gleichzeitig wird ein Szenario entworfen, das sich durch einen klaren Gegen-
satz zwischen dem oder den politisch Verantwortlichen einerseits und den Op-
fern, hier dem „deutschen Volk“, andererseits auszeichnet. Beide Verfahren, das 
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personalisierende und das polarisierende, kann man zu den Kernelementen einer 
populistischen Form der Auseinandersetzung rechnen. In Verbindung mit dem 
Polarisieren wäre ebenfalls noch ein gewisser Hang zum Skandalisieren zu 
nennen. Dieser manifestiert sich nicht zuletzt in einer emotionsgeladenen, zum 
Teil auch aggressiven Wortwahl. So begnügt sich der Sprecher in (1) nicht mit 
einfachen negativen Bewertungen, sondern bekundet gleichzeitig ein massives 
Empörtsein: Der kritisierte Politiker wird zum Inbegriff der „erstarrten Parteien- 
demokratie“; ihm wird nicht allein „Ignoranz“ bescheinigt, sondern diese sei zu-
dem „bodenlos“ und suche ihresgleichen. Derartige Emotionsbekundungen evo-
zieren Ablehnung und Abwehr, sie sind symptomatisch für ein personalisieren-
des, polarisierendes und skandalisierendes Redeverhalten (vgl. Kaczmarek 2017, 
Scharloth 2017).

Auch wenn die bemühten Beispiele auf den ersten Blick eine klare Zuordnung 
erlauben, sollte dies über eines nicht hinwegtäuschen: Die Kategorien ,perso-
nalisierend‘, ,polarisierend‘, ,skandalisierend‘ sind keineswegs immer eindeutig 
abgrenzbar, meist markieren sie einen bestimmten graduellen Wert auf einer of-
fenen Skala und korrelieren nicht notwendig mit speziellen sprachlichen Mitteln 
oder Verfahren.2 Insofern bleibt auch der Ausdruck ,populistisch‘ ein relationaler 
und schwer operationalisierbarer Terminus:

„Populismus“ ist ein sogenannter Relationsbegriff. Im Unterschied zum Substanzbe-
griff, der eine Art ontologische oder phänomenologische Selbstständigkeit impliziert, 
erhalten Relationsbegriffe und mit ihnen deren konstitutive Merkmale erst in Bezug 
auf etwas anderes ihre spezifische Bedeutung. Anders als Großideologien wie der 
Liberalismus oder der Kommunismus setzt sich der Populismus zu immer neuen, 
wechselnden Bezugssystemen in eine Anti-Beziehung. (Scharloth 2017: 2)

Wie bereits oben angedeutet, legen populistische Äußerungen meist eindeu-
tige Freund-Feind-Schemata zugrunde. In (1) etwa steht die „erstarrte Parteien-
demokratie“ (mit den „phrasendreschenden Politikfunktionären“) in Opposition 
zum „deutschen Volk“. Das Feindbild ist klar umrissen, ebenso die Opferrolle: 
„Die politische Klasse wird mit dem Generalverdacht belegt, sich vom Willen 
des ,Volkes‘ entfernt zu haben.“ (Decker/ Lewandowsky 2009) Was mit dem Re-
kurs auf das „Volk“ jeweils genau gemeint ist, bleibt oft unklar. Handelt es sich 
um eine ethnisch-kulturelle Gemeinschaft, um einen abstrakten Volkswillen, ein 
idealisiertes „Vaterland“ oder um den sog. „kleinen Mann“, dem angesichts der 
bestehenden Verhältnisse nur die Rolle des Betrogenen, des Dupierten bleibt? 

2  Wie fließend und problematisch hier die Grenzen mitunter sein können, hat am Beispiel 
sprachlicher Expressivität ausführlich Piroshnikow (2014: 57ff.) gezeigt.
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Dies kann von Fall zu Fall unterschiedlich ausfallen, je nach dem gegebenen 
politischen „Bezugssystem“.3 In den meisten Medien ist die Zuweisung jedoch 
eindeutig:

Abb. 2: Der „kleine deutsche Mann“ (Die Rheinpfalz 2.7.2018)

Vorgeworfen wird eine einseitige, nur propagandistische Fixierung auf den 
„kleinen deutschen Mann“. Eine Konstante stellt darüber hinaus die dualistische 
Sehweise dar, bei der es ein Oben und ein Unten gibt, wo eine Gegnerschaft zu  
einem wie auch immer gearteten „System“, zu einer abgehobenen Elite oder  
zu einer feindseligen Institution besteht. Natürlich handelt es sich dabei nicht 
um ein parteispezifisches oder nur für eine bestimmte politische Orientierung 
geltendes Modell, es ist auch kein neues oder etwa nur deutsches oder national 
bedeutsames Phänomen; dies haben verschiedene Untersuchungen immer wieder 
mit Nachdruck und grenz(en)überschreitend bestätigt.4

3. Populistisches Parteiprogramm? 

Um auf die AfD zurückzukommen: Sie trägt nicht nur das Wort Alternative in 
ihrem Parteinamen, sondern wird offenkundig auch von vielen Wählern als solche 
wahrgenommen. Dies zeigt sich besonders hinsichtlich der „Flüchtlingspolitik“ 

3  Auf die Rolle von Volk als Schlüsselwort im aktuellen politischen Diskurs geht ausführlich 
Weber (2017: 246ff.) ein; vgl. ebenso Decker/ Lewandowsky (2009), Felder (2018) und Lüger 
(2018: 83ff.).

4  Vgl. z. B. Pörksen (2000), Decker/ Lewandowsky (2009), Omlor (2011), Lüger (2014),  
Decker (2017), Keilholz/ Obert (2018), Visser (2018).
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der Merkel-Regierung seit 2015. Das Thema ,Zuwanderung‘ spielt im übrigen 
eine überaus wichtige Rolle für die Mitglieder der AfD. Dennoch wäre es verfehlt, 
die AfD für eine Ein-Themen-Partei zu halten. Zumindest das Parteiprogramm 
weist ein breites inhaltliches Spektrum auf, wobei die Unterschiede zu anderen 
Parteien deutlich ins Auge springen5. So fordert die AfD eine klare Orientierung 
an der „deutschen Leitkultur“, eine Beibehaltung nationalstaatlicher Kompeten-
zen innerhalb der Europäischen Union, die Wiedereinführung der Wehrpflicht, 
die Abschaffung von Vermögens- und Erbschaftssteuer, eine Laufzeitverlänge-
rung für Atomkraftwerke, die Beendigung der Genderforschung, um nur einige 
Beispiele zu nennen. Aus einer kritisch-distanzierten Perspektive formuliert:

Der Kampf gegen das sogenannte Gender-Mainstreaming und der Antifeminismus 
im Allgemeinen standen ebenso seit ihrer Gründung auf der Agenda wie das Be-
kenntnis zur traditionellen Familie und die damit verbundene Ablehnung von LGBT6 
oder die Forderung nach einer strikten Einwanderungs- und Asylpolitik. Die AfD 
wurde nicht nur zum Sammelbecken für Nationalkonservative und Marktradikale, 
sondern auch für andere Reaktionäre und Rechte jeglicher Couleur. (Dietl 2018: 24)

Es gibt aber auch Passagen im Parteiprogamm, die nicht von vornherein als 
„reaktionär“, „radikal“ oder „rechtsextrem“ einzustufen sind. Von daher wird im 
Folgenden versucht, diesbezügliche Ausführungen der AfD daraufhin zu prüfen, 
ob oder inwieweit sie tatsächlich ein durchgängiges Kontrastprogramm zu ande-
ren politischen Parteien abgeben und in welchem Maße sie als Beispiele für po-
pulistisches Argumentieren im oben genannten Sinne gelten können. Die Formu-
lierungen in (2) etwa sind nicht unbedingt typisch für eine populistische Diktion: 

(2)	� Als freie Bürger treten wir ein für direkte Demokratie, Gewaltenteilung und 
Rechtsstaatlichkeit, soziale Marktwirtschaft, Subsidiarität, Föderalismus, Fami-
lie und die gelebte Tradition der deutschen Kultur. Denn Demokratie und Frei-
heit stehen auf dem Fundament gemeinsamer kultureller Werte und historischer 
Erinnerungen. (Grundsatzprogramm der AfD 2016: 6)

Aufgerufen sind in erster Linie urdemokratische und unverfängliche Aus-
drücke wie Gewaltenteilung oder Rechtsstaatlichkeit, die das Eingebunden-
sein in eine bewährte politische Tradition nahelegen. Auch das Anführen eines 

5  Das „Grundsatzprogramm“ der AfD von 2016 ist einsehbar unter: https://www.afd.de/grund-
satzprogramm/ (15.9.2018).

6  LGBT verweist auf „Lesbian, Gay, Bisexual and Transgender“; inzwischen wurde das Kürzel 
um ein I wie „Intersexual“ erweitert.
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Fundaments „gemeinsamer kultureller Werte und historischer Erinnerungen“ 
bestätigt die eingeschlagene Linie. Dies mag man für Anpassung, für eine Über-
nahme allgemeiner Standards oder vielleicht sogar für ein simples Ablenkungs-
manöver halten, jedenfalls wäre es zumindest an dieser Stelle verfehlt, von aktu-
ellen Verlautbarungen einer extremen Organisation zu sprechen. Verwunderung 
mag allenfalls das Vorkommen des Ausdrucks Subsidiarität in der obigen Reihe 
auslösen. Der Terminus wird vor allem im Zusammenhang mit Entwicklungen 
der Europäischen Union verwendet; die AfD lehnt die Abgabe nationaler Kom-
petenzen strikt ab: „Wir fordern im Gegenteil das Subsidiaritätsprinzip konse-
quent beizubehalten und Kompetenzen an die Nationalstaaten zurückzugeben.“ 
(2016: 17) Unter dem Stichwort „Europa der Vaterländer“7 werden verschiedene 
Veränderungen innerhalb der EU gefordert, und sollten sich diese nicht umsetzen 
lassen, befürwortet man letztlich den Austritt Deutschlands aus dem, wie es heißt, 
„bestehenden System“ (2016: 16).

Markant sind weiterhin die gezielt eingesetzten Bezüge zur deutschen Ge-
schichte, wie sie sich an mehreren Textbeispielen zeigen lassen:

(3)	� In der Tradition der beiden Revolutionen von 1848 und 1989 artikulieren wir 
mit unserem bürgerlichen Protest den Willen, die nationale Einheit in Freiheit 
zu vollenden und ein Europa souveräner demokratischer Staaten zu schaffen, 
die einander in Frieden, Selbstbestimmung und guter Nachbarschaft verbunden 
sind. (2016: 6)

(4)	� Unsere Kultur ist untrennbar verbunden mit der über Jahrhunderte gewachsenen 
deutschen Sprache. Diese spiegelt auf vielfältigste Weise die Geistesgeschichte, 
das Selbstverständnis dieses Raumes in der Mitte Europas und die Werthaltun-
gen der Deutschen wider, die sich zwar stets verändern, aber dennoch einen 
einzigartigen Kernbestand aufweisen. (2016: 47)

(5)	� Die AfD fühlt sich dem Humboldtschen Bildungsideal verpflichtet. (2016: 52)

(6)	� Deutschland ist aufgrund seiner geografischen Lage, seiner Geschichte, Be-
völkerung und dichten Besiedelung kein klassisches Einwanderungsland [...]. 
(2016: 58)

7  Vermutlich in Anspielung auf das von Michel Debré und Charles de Gaulle initiierte Schlag-
wort Europe des patries.
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Um die Akzeptanz bestimmter Aussagen zu fördern, verweist man häufig auf 
historische Sachverhalte. Die „Revolutionen von 1848 und 1989“ zum Beispiel 
fungieren als argumentative Stützung, wenn es um die Forderung geht, gegen-
über der EU die volle nationalstaatliche Souveränität zu behaupten (vgl. (3)); 
das Eingehen auf die historischen Wurzeln der deutschen Sprache und Kultur 
führt zur Propagierung der „deutschen Leitkultur“ und zur Ablehnung eines sog. 
„Multikulturalismus“ (vgl. (4)); die Berufung auf das „Humboldtsche Bildungs-
ideal“ leitet über zum Appell, das „Ethos der Wissenschaft“ zu stärken und die 
„Gender-Forschung“ einzustellen (vgl. (5)); an anderer Stelle wird die Geschich-
te Deutschlands angeführt, um die negative Haltung zum Thema Asyl und Ein-
wanderung zu begründen (vgl. (6)). Die bisher herangezogenen Ausführungen 
bestätigen also eine grundsätzlich konservative Werteorientierung, ein eindeuti-
ges Bekenntnis zur deutschen Geschichte und zur „deutschen kulturellen Identi-
tät“ sowie eine nicht minder eindeutige Skepsis gegenüber dem europäischen Ei-
nigungsgedanken und besonders gegenüber den Entwicklungen in der Asyl- und 
Migrationspolitik. Die hier eingenommenen Positionen mögen – je nach Bereich 
und je nach Pointierung der Stellungnahmen – zum Teil durchaus vereinbar mit 
denen anderer Parteien sein; bei anderen Programminhalten dürften Übereinstim-
mungen eher schwierig werden, etwa bei der Asylfrage.

Daneben kommen jedoch verschiedene Passagen im Programm der AfD vor, 
die wesentlich stärker und gezielter die Opposition zu den übrigen Parteien beto-
nen und prinzipielle Unvereinbarkeiten hervorheben. Dies sei an einigen Beispie-
len veranschaulicht. Bereits in den einleitenden Abschnitten der Präambel wird 
eines deutlich: Die AfD betreibt eine Abgrenzung um jeden Preis, sie ist bemüht, 
sich als einzig mögliche politische Alternative zu profilieren (Tab. 1).

Grundlegend ist wiederum eine dualistische und damit polarisierende Seh-
weise. Auf der gegnerischen Seite befindet sich die „politische Klasse“. Ihr wird 
nicht nur vorgeworfen, die getroffenen politischen Entscheidungen als „alterna-
tivlos“ bezeichnet zu haben8; ihre gesamte Handlungsweise wird zurückgewie-
sen. Und zu jedem einzelnen Handlungsfeld, von der Einwanderungspolitik bis 
zur Euro-Rettung, will die AfD eine Alternative bieten. Diese Form der Selbst-
darstellung ist nicht zufällig, sie entspricht der Daseinsbegründung der Partei: 
Erst das (behauptete) Versagen der „politischen Klasse“ bzw. des „Systems“ 
habe die Gründung einer „alternativen“ Partei erforderlich gemacht. Eine solche 
Sicht der Dinge ist letztlich auch konstitutiv für die Textgestaltung des gesamten 

8  Die Vokabel alternativlos wurde besonders ab 2009 häufig von Angela Merkel und ihren 
Ministern gebraucht. 2010 wählte die Gesellschaft für deutsche Sprache alternativlos zum Unwort 
des Jahres, und zwar deswegen, weil man dem Wortgebrauch Förderung von Politikverdrossenheit 
nachsagte.
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antiziperte, unterstellte  
Einstellungen und  

Positionen von Adressaten
politische Antworten im Parteiprogramm

Es herrscht 
Politikverdrossenheit; 
es gibt eine „politische 
Klasse“, die 
Alternativlosigkeit 
behauptet.

Es wurde gegen geltendes 
Recht verstoßen.

Die Prinzipien 
wirtschaftlicher Vernunft 
wurden ignoriert.

Die Euro-Rettung hat 
neue Feindseligkeiten 
entstehen lassen.

Eine politische 
Alternative war 
überfällig.

Zusammengefunden haben 
wir uns als Bürger mit 
unterschiedlicher Geschichte 
und Erfahrung, mit 
unterschiedlicher Ausbildung, 
mit unterschiedlichem 
politischen Werdegang. Das 
geschah in dem Bewusstsein, 
dass es an der Zeit war, 
ungeachtet aller Unterschiede, 
gemeinsam zu handeln und 
verantwortungsbewusst zu 
tun, wozu wir uns verpflichtet 
fühlen. Wir kamen zusammen 
in der festen Überzeugung, dass 
die Bürger ein Recht auf eine 
echte politische Alternative 
haben, eine Alternative zu 
dem, was die politische Klasse 
glaubt, uns als „alternativlos“ 
zumuten zu können. 
Dem Bruch von Recht und 
Gesetz, der Zerstörung des 
Rechtsstaats und verantwortungs- 
losem politischen Handeln gegen 
die Prinzipien wirtschaftlicher 
Vernunft konnten und wollten 
wir nicht länger tatenlos zusehen. 
Ebenso wollten wir nicht länger 
hinnehmen, dass durch das 
Regime der EURO-Rettung 
längst überwundene Vorurteile 
und Feindseligkeiten zwischen 
den europäischen Völkern neu 
aufbrechen. Daher haben wir uns 
dafür entschieden, Deutschland 
und seinen Bürgern in allen 
Bereichen eine echte politische 
Alternative zu bieten. (2016: 6)

 

Angebot einer 
→ 	� „echten politischen 

Alternative“

→	� Bekämpfung  
des Rechtsbruchs

→	� Kampf gegen 
wirtschaftliche 
Unvernunft

→	� Kampf gegen  
die Folgen der  
Euro-Rettung

→	� Angebot einer „echten 
politischen Alternative“

Tab. 1: Antizipierte Positionen und „politische Antworten“

Parteiprogramms. Die zahlreichen – und skandalisierbaren – Fehler der politisch 
Verantwortlichen motivieren für die AfD die im einzelnen vorgebrachten „Alter-
nativen“, die Ausführungen im Programm lesen sich daher weitgehend als mehr 
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oder weniger direkte Reaktionen auf Mängel und Versäumnisse der politischen 
Konkurrenz. Das mag in Parteiprogrammen durchaus eine übliche Vorgehens-
weise sein; bei der AfD ist jedoch der direkte Replik-Charakter auffällig, der 
praktisch wie ein roter Faden den gesamten Text durchzieht. Die AfD schreibt 
sich damit die Aufgabe zu, die aus ihrer Sicht angerichteten Schäden reparie-
ren und das Land wieder in Ordnung bringen zu müssen – sie inszeniert sich, 
wie Kämper (2017: 21f.) treffend resümiert, als „Aufräumer“-Partei. Insofern 
erscheint es auch konsequent, wenn durchweg aktuelle politische Sachverhalte 
aufgegriffen werden, auf die man distanzierend Bezug nimmt, um dann von dort 
aus – nach dem oben angedeuteten polarisierenden Schema – das eigene Profil 
festzulegen. In Tab. 2 werden einige solcher Sachverhalte, die keineswegs immer 
explizit ausformuliert sind, aufgelistet und mit den daraus abgeleiteteten Pro-
grammäußerungen kontrastiert.

Die aufgeführten Belege sind zwar nur den ersten Kapiteln entnommen, das 
polarisierende Darstellungsprinzip bleibt aber im gesamten Programm gleich. Als 
markantes sprachliches Merkmal fällt sogleich, wie bereits von Kämper (2017: 23) 
festgehalten, die häufige Verwendung des Adverbs wieder auf („staatliche Organe 
wieder an ihren Auftrag binden“, „damit die Staaten Europas wieder zu Leuchttür-
men für Freiheit und Demokratie in der Welt werden können“, „müssen sich die 
Organe und Institutionen des Staats wieder an das Recht halten“). In dem Zusam-
menhang wären ebenso bestimmte Prädikatsausdrücke zu nennen, die den beabsich-
tigten Wandel verdeutlichen; nicht selten wird die Rückführung zu einem früheren 
(vermeintlich besseren) Zustand gefordert: „unser Land grundlegend erneuern“, 
„dem Volk das Recht geben, ...“, „gegensteuern wollen“, „dem Wähler die Ent-
scheidung zurückgeben“, „Kompetenzen an die Nationalstaaten zurückgeben“ usw. 

Die AfD sieht sich oft dem Vorwurf ausgesetzt, fremdenfeindliche bzw. ras-
sistische Positionen zu vertreten. Ganz ohne Zweifel weisen ihre einwanderungs- 
und asylpolitischen Vorstellungen große Unterschiede im Vergleich zu anderen 
Parteien auf, dies zeigen auch verschiedene Stellungnahmen im Parteiprogramm. 
In der Einleitung zum Kapitel „Einwanderung, Integration und Asyl“ findet man 
folgende Aussagen:

(7)	� [...] Fehlentwicklungen im Asyl- und Einwanderungsbereich sollen um eines 
befürchteten Umschwungs der öffentlichen Meinung willen nicht zur Sprache 
kommen; gleichzeitig soll vom völligen Versagen der Asyl- und Einwande-
rungspolitik der vergangenen Jahre durch die herrschenden Parteien abgelenkt 
werden. Eine offene Diskussion wird damit verhindert. 

	� Das alles führt zu ungerechten Pauschalverdächtigungen gegenüber der Mehr-
zahl der rechtstreuen, integrierten ausländischen Mitbürger als auch der recht-
streuen Asylbewerber. [...] (2016: 58)
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kritisierte Sachverhalte Reaktionen der AfD im Programm
Mit der Europäiserung hat Nationales 
an Bedeutung verloren.

Ein „politisches Kartell“ hält die 
Zügel der Macht in der Hand.

 
Der Staat hat seine Aufgaben 
zu stark ausgeweitet, was die 
„Freiheitsrechte der Bürger“ bedroht.

 
Die Gewaltenteilung wurde 
faktisch außer Kraft gesetzt.

 
Die Allmacht der Parteien gefährdet 
die Demokratie und ist Grund 
für die Politikverdrossenheit.

Die Parteienfinanzierung ist 
vollkommen aus dem Ruder gelaufen. 

 
Die Auswahl der Kandidaten für die 
Wahl des Bundespräsidenten erfolgt in 
Absprachen der Parteien. 

 
Bisher wird die Steuerverschwendung 
zum Nachteil des Gemeinwohls 
nicht verfolgt.

 
Die EU entwickelt sich zu einem 
zentralen Bundesstaat. 
 
 

... ...

→  

→ 

 
 
→ 

 
 
 
→ 

 
 
→ 

 
 
→ 

 
 
 
→ 

 
 
 
 
→ 

 
 
 
→

 
 
 
 
→

„Wir sind offen gegenüber der Welt, wollen 
aber Deutsche sein und bleiben.“ (2016: 6)

„Nur das Staatsvolk der Bundesrepublik 
Deutschland kann diesen illegitimen 
Zustand beenden.“ (2016: 8)

„Es bedarf neuer Konzentration auf die 
vier klassischen Gebiete: Innere und äußere 
Sicherheit, Justiz, Auswärtige Beziehungen 
und Finanzverwaltung.“ (2016: 9)

„Wer Parlamentarier ist, soll in Zukunft 
nicht mehr Teil der Exekutive sein 
dürfen und umgekehrt.“ (2016: 10)

„Nur direkt-demokratische Entscheidungen 
des Volkes können die Parteien wieder in das 
demokratische System integrieren.“ (2016: 11)

„Alle Mittel der Parteienfinanzierung 
sind entgegen derzeitiger Praxis der 
unbeschränkten Kontrolle der Rechnungshöfe 
zu unterwerfen.“ (2016: 12)

„Um die Wahl des Bundespräsidenten 
transparenter und parteienunabhängiger 
zu machen, bedarf es einer Änderung 
des Art. 54 des Grundgesetzes für die 
Direktwahl durch das Volk.“ (2016: 13)

„Die AfD will einen neuen Straftatbestand der 
Haushaltsuntreue einführen.“ (2016: 14) 
 

„Stattdessen treten wir dafür ein, die EU 
zurückzuführen zu einer Wirtschafts- 
und Interessengemeinschaft souveräner, 
lose verbundener Einzelstaaten in ihrem 
ursprünglichen Sinne.“ (2016: 16)

... ...

Tab. 2: Programmforderungen der AfD und ihre Herleitung
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Die Ablehnung der Regierungspolitik ist ebenso eindeutig wie die Kritik 
an der Berichterstattung der Medien.9 Auf der anderen Seite werden „ausländi-
schen Mitbürgern“ und „Asylbewerbern“ ausdrücklich die Attribute integriert 
und rechtstreu zugeschrieben. Damit wäre wenigstens den Anforderungen an 
die rechtliche Unbedenklichkeit des Programms Genüge getan. Dies schließt 
nun bestimmte Forderungen und Vorschläge zur Begrenzung von Einwanderung 
und Asylanträgen nicht aus. Die AfD entwickelt diesbezüglich ein ausführliches 
Gegenprogramm, angefangen mit der These:

(8)	 Der Islam gehört nicht zu Deutschland. (2016: 49)

Mit dieser Position widerspricht die AfD der ebenso markant formulier-
ten These „Der Islam gehört zu Deutschland“ des früheren Bundespräsidenten 
Wulff im Jahre 2010 und der Bundeskanzlerin Merkel während des Besuchs ei-
nes türkischen Politikers am 12. Januar 2015. Beide Versionen sind ohne Frage 
mehrdeutig auslegbar und haben in der politischen Debatte sehr unterschiedliche 
Reaktionen hervorgerufen. Im Programm der AfD gibt es jedoch verschiedene 
Stellungnahmen, die das hier Gemeinte präzisieren:

(9)	� Die AfD bekennt sich uneingeschränkt zur Glaubens-, Gewissens- und Bekennt-
nisfreiheit. Sie fordert jedoch, der Religionsausübung durch die staatlichen 
Gesetze, die Menschenrechte und unsere Werte Schranken zu setzen. Einer is-
lamischen Glaubenspraxis, die sich gegen die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung, unsere Gesetze und gegen die jüdisch-christlichen und humanistischen 
Grundlagen unserer Kultur richtet, tritt die AfD klar entgegen. Die Rechtsvor-
schriften der Scharia sind mit unserer Rechtsordnung und unseren Werten un-
vereinbar. (2016: 48f.)

(10)	�[...] Viele Muslime leben rechtstreu sowie integriert und sind akzeptierte und 
geschätzte Mitglieder unserer Gesellschaft. Die AfD verlangt jedoch zu verhin-
dern, dass sich islamische Parallelgesellschaften mit Scharia-Richtern bilden 
und zunehmend abschotten. Sie will verhindern, dass sich Muslime bis zum ge-
waltbereiten Salafismus und Terror religiös radikalisieren. (2016: 49)

9  Der mit der Aussage „Eine offene Diskussion wird damit verhindert“ verbundene Vorwurf ist 
im übrigen nicht gänzlich von der Hand zu weisen: Gerade mit der nach 2015 propagierten „Will-
kommenskultur“ und im Gefolge des Merkel-Slogans Wir schaffen das! machte sich in den meisten 
Medien eine einseitige, schönfärberische Berichterstattung breit. Kritik an der Einwanderungspo-
litik fand kaum Gehör, Negatives wurde schnell als ausländerfeindlich oder gar als rechtsextrem 
abgetan; vgl. auch Smykała (2016).
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Auf das uneingeschränkte Bekenntnis der AfD zur „deutschen Leitkultur“ 
(2016: 47) wurde bereits oben hingewiesen. Bezüglich des Islam heißt es noch-
mals, eine Grenze der Glaubens- und Bekenntnisfreiheit sehe man nur in der 
„freiheitlich-demokratischen Grundordnung“; die Grundlage der islamischen 
Rechtsprechung, die Scharia, gehöre aber ausdrücklich nicht mehr zum tolerier-
baren Bereich. In (10) wendet man sich gegen die Herausbildung nicht integ-
rierter Parallelgesellschaften und besonders gegen Aktionen radikalisierter Sala-
fisten. Auch in diesem Fall dürften Anspielungen auf konkrete Vorkommnisse 
zugrundeliegen: So hielten beispielsweise in Nordrhein-Westfalen Polizei und 
Justiz jahrelang Patrouillen selbsternannter Islamwächter (mit Warnwesten und 
der Aufschrift „Shariah-Police“) für rechtlich unbedenklich, um nur ein Beispiel 
zu nennen; erst der Bundesgerichtshof sorgte 2018 für eine andere Einschätzung. 
Die Bezeichnung Parallelgesellschaft mag man für unberechtigt halten, doch ge-
hört vor allem in Großstädten die Existenz religiös, kulturell, sozial abgegrenzter 
Gruppen längst zur politischen Realität (dies nicht nur in Deutschland). Weitere 
Aspekte kommen in den folgenden Auszügen zur Sprache:

(11)	�Ausnahmslos jeder Asylantragsteller wandert in das soziale System ein, da ihm 
ab Grenzübertritt Leistungsansprüche zustehen. Nach seiner Anerkennung gilt 
dasselbe für nachziehende Familienmitglieder. Die AfD fordert, die schranken-
losen Möglichkeiten des Familiennachzugs für anerkannte Asylbewerber zu be-
enden. (2016: 63)

(12)	�Einwanderungsbedingte Kriminalität ist wegen ihrer Einbettung in Familien-, 
Clan- und kulturelle Strukturen und aufgrund der Sprachbarriere sehr schwer 
zu bekämpfen. Der derzeitige Rechtszustand, nach dem aufenthaltsbeendende 
Maßnahmen für diese Straftäter kaum möglich sind, muss geändert werden. 
(2016: 64)

(13)	�Religionskritik, auch Kritik am Islam, ist im Rahmen der allgemeinen Gesetze 
rechtmäßig als Teil des Grundrechts der freien Meinungsäußerung. Religiöse 
Satire und Karikaturen sind ebenfalls von der Meinungs- und Kunstfreiheit ge-
schützt. Die AfD wendet sich gegen eine Diffamierung von Islamkritik als „Isla-
mophobie“ oder „Rassismus“. (2016: 49)

Angesichts der bisher kommentierten Passagen ist es wohl kein Zufall, wenn 
in (11) das Augenmerk der „Einwanderung in die Sozialsysteme“ gilt. Und 
bei aller Einseitigkeit der im AfD-Programm herangezogenen Gesichtspunk-
te ist festzuhalten: Die Leistungsansprüche bestehen zu Recht, hinzu kommt, 
auch bei unvoreingenommener Betrachtung, eine hohe Zahl betrügerischer 
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Leistungsgewährungen, und der Familiennachzug wurde in der Regierungskoali-
tion intensiv und lange kontrovers diskutiert. Die Summe von mehr als 20 Milli-
arden Euro, die aus Steuermitteln jährlich für die Merkelsche Flüchtlingspolitik 
aufzubringen ist, wird von den Medien nur selten thematisiert und in der Regel 
nicht weiter problematisiert. Ähnliches gilt für Daten zur Kriminalität: Jahrzehn-
telang hat man z. B. die organisierte Kriminalität von Familien-Clans entweder 
nicht beachtet oder bagatellisiert, und auch kriminellen Delikten von Flüchtlin-
gen wird nicht mit besonderer Aufmerksamkeit nachgegangen.10 Der AfD dient 
dies offenbar als Vorlage für die Formulierung entsprechender Forderungen wie 
in (11) und (12). Ein weiterer Punkt betrifft die Möglichkeit, öffentlich Kritik 
auch am Islam üben zu können, ohne dafür z. B. als rassistisch oder islamfeind-
lich angeprangert zu werden (13). Ein solches Verlangen mag in einem demo-
kratischen Staat auf den ersten Blick überraschen; plausibel wird es nur, wenn 
man sich vergegenwärtigt, in welchem Maße Entwicklungen der politischen Kor-
rektheit Formen angenommen haben, die offene politische Auseinandersetzungen 
beeinträchtigen; dies trifft nicht zuletzt auch auf Äußerungen zu, die Anliegen 
von Ausländern und überhaupt den Umgang mit Fremdem und Fremden zum 
Gegenstand haben.

Sicher nicht ganz unproblematisch sind Textstellen, wo umstandslos vom 
„Wohl des deutschen Volkes“ gesprochen wird:

(14)	�[Außen- und Sicherheitspolitik:] Dabei müssen die nationalen Interessen und 
das Wohl des deutschen Volkes im Mittelpunkt stehen. (2016: 29)

Auf diese Weise die Vorrangstellung des „deutschen Volkes“ zu beanspru-
chen, ruft, gerade mit Blick auf die restriktiven Ausführungen bezüglich Asylbe-
werbern und Migranten, leicht Vorstellungen hervor, die den eingangs angeführ-
ten hehren Zielen nicht vereinbar sind.

Da die AfD sich auch als Protestpartei versteht bzw. von vielen Wählern als 
eine solche betrachtet wird, überrascht nicht, wenn sich im Programm nicht nur 

10 � Hierzu folgende Stellungnahme aus einem Leserbrief:
„Kriminalität. Wie kann das sein?
Es ist zu lesen, die Regierung habe bekanntgegeben, dass es 2018 fast 2000 Angriffe auf 

Flüchtlinge gegeben habe, (...) aufgeteilt in Beleidigungen, Körperverletzungen und Sachbeschä-
digungen an Asylbewerberheimen. Die gleiche Regierung bringt es aber angeblich nicht fertig, die 
Übergriffe und Messerstechereien, die von Flüchtlingen an Deutschen begangen wurden, separat zu 
erfassen. Solch eine Statistik ist geplant, kann aber erst in drei Jahren umgesetzt werden (...). Wie 
kann das sein? Ich will nicht aufwiegeln, jede Straftat ist eine zu viel, egal von wem, aber wundert 
sich (...) noch jemand über den Zulauf für rechte Parteien? [+ Name, Ort]“ (Die Rheinpfalz am 
Sonntag 24.3.2019)
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Abgrenzungsversuche von anderen Parteien finden, sondern ebenso Aussagen, 
die sich nur als Provokation auffassen lassen:

(15)	�Die Alternative für Deutschland setzt sich für eine Willkommenskultur für Neu- 
und Ungeborene ein. [...] (2016: 44)

Die „Willkommenskultur“, von der Merkel-Regierung mit großem propagan-
distischem Aufwand und breiter Medien-Unterstützung für ihre Flüchtlingspolitik 
auf den Weg gebracht, wird hier von der AfD auf einen völlig anderen Kontext über-
tragen und für Ziele beansprucht, die mit der Förderung der Geburtenrate und der 
Erschwernis von Abtreibungen zusammenhängen. Der Replik-Charakter bestimm-
ter Programm-Komponenten hätte kaum deutlicher demonstriert werden können.

Versucht man, ein Zwischenfazit zu ziehen, ist eines sicher nicht zu übersehen: 
die klare polarisierende Konstruktion des gesamten Parteiprogramms. Dazu gehört 
auch die einseitige Betrachtung der Flüchtlings- und Migrationsfrage; thematisiert 
werden in erster Linie Gefahren, Unkosten und potentielle Schäden. Insofern kann 
man die Frage, ob es sich um ein populistisches Programm handle, durchaus be-
jahen. Ob deswegen die einzelnen Passagen als „ausländerfeindlich“ oder „rassis-
tisch“ eingestuft werden müssen, ist eine Frage der politischen Bewertung. Die 
vorstehenden Abschnitte sollten wenigstens deutlich machen, in welchem Maße 
ein Bemühen vorliegt, Grenzen juristischer Angreifbarkeit möglichst nicht zu über-
schreiten. In diesem Sinne dürften auch bestimmte Äußerungen zur Betonung von 
Rechtstreue und Integration „geschätzter“ (!) „ausländischer Mitbürger“ zu ver-
stehen sein (vgl. (7), (10)). Von hieraus sogleich eine direkte Parallele zu Zielen 

Abb. 3: Die AfD mit nationalsozialistischen Tendenzen? (die tageszeitung 3.8.2018)
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und Methoden der NSDAP zu ziehen (vgl. Kämper 2017: 31f.; Dietl 2018: 50ff. 
und Abb. 3), erscheint aufgrund des Parteiprogramms nicht begründbar, und dem 
sei hier ausdrücklich widersprochen. Das nationalsozialistische System, seine Vor-
gehensweisen und seine Zielsetzungen mit politischen Verhältnissen der heutigen 
Bundesrepublik zu assoziieren, kann in der Tat nicht überzeugen.

4. Populistische Reden?

Im Vergleich zu Parteiprogrammen, die sich normalerweise durch allgemeinere 
und eher vage, nicht tagespolitisch bestimmte Formulierungen auszeichnen, be-
stehen für politische Reden, gerade was ihre inhaltliche und stilistisch-rhetorische 
Ausgestaltung betrifft, wesentlich größere Freiräume. Das gilt auch für Beiträge 
aus dem Kreis der AfD. Anhand von zwei Redebeispielen prominenter Vertreter der 
Partei soll nun gezeigt werden, wie die AfD ihre Ziele in konkreten Handlungsfel-
dern umzusetzen versucht, wo sich Unterschiede gegenüber Programm-Aussagen 
feststellen lassen und in welchem Maße man von populistischen Redestrategien 
sprechen kann. Großes Aufsehen erregte Alexander Gauland am 2. Juni 2018 mit 
einer Rede, die er während des Bundeskongresses der Jungen Alternative im thü-
ringischen Seebach hielt; zur Veranschaulichung das folgende Zitat:

(16) „[...] Wir haben eine ruhmreiche Geschichte, die län-
ger dauerte als 12 Jahre und nur wenn wir uns zu 
dieser Geschichte bekennen, haben wir die Kraft, die 
Zukunft zu gestalten. Ja, wir bekennen uns zu unse-
rer Verantwortung für die 12 Jahre, aber liebe Freun-
de, Hitler und die Nazis sind nur ein Vogelschiss in 
unserer über tausendjährigen Geschichte.

Und die großen Gestalten der Vergangenheit, von Karl dem Großen 
über Karl den V., bis zu Bismarck sind der Maßstab, an dem wir unser 
Handeln ausrichten müssen. Grade weil wir die Verantwortung für die  
12 Jahre übernommen haben, haben wir jedes Recht, den Stauferkaiser Fried-
rich II., der in Palermo ruht, zu bewundern.
Der Bamberger Reiter gehört zu uns, wie die Stifterfiguren des Naumburger 
Doms. Liebe Freunde, denken wir immer daran, dass ein deutscher Jude, Ernst 
Kantorowicz den Ruhm des Stauferkaisers beschrieben hat. Nein, der Islam ge-
hört nicht zu uns, unsere Vorfahren haben ihn 1683 vor Wien besiegt. Aber das 
deutsche Judentum, von Ballin und Bleichröder über Rathenau und Kantorowicz 
war Teil einer deutschen Heldengeschichte, die Hitler vernichten wollte. [...]“
(https://www.afdbundestag.de/vollstaendige-rede-dr-alexander-gaulands-
vom-02-juni-2018/ (17.8.2018))
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Versucht man, aus der Sicht Gaulands den wesentlichen Kern seiner Rede her-
auszustellen, dann dürfte es vor allem um die Aussage „Deutschland hat eine ruhm-
reiche Geschichte“ gehen. Diese gilt es, als These plausibel zu machen, von ihrer 
Gültigkeit sollen die Adressaten überzeugt werden. Um dieses Ziel bei der anvi-
sierten Zielgruppe, den Delegierten der AfD-Nachwuchsorganisation, zu erreichen, 
bemüht der Redner eine Reihe subsidiärer, akzeptanzstützender Sprachhandlungen. 

Die zentrale These steht am Anfang dieses Redeabschnitts, gefolgt von einem 
Appell, sich zur eigenen „ruhmreichen Geschichte“ zu bekennen. Der anschlie-
ßende Satz enthält zum einen die Feststellung, man würde sich zur „Verantwor-
tung für die 12 Jahre“, also zur Zeit des Nationalsozialismus, bekennen, zum 
andern die bewertende Äußerung des Proponenten, „Hitler und die Nazis“ wären 
in der mehr als „tausendjährigen Geschichte“ „nur ein Vogelschisss“. (Die relativ 
ausführliche Thematisierung dieser Zeit hat einen einfachen Grund: Es ist nicht 
gerade üblich, die deutsche Geschichte pauschal als „ruhmreich“ zu bezeichnen. 
Insofern geht Gauland hier auch auf eine gegenläufige, gleichsam virtuell prä-
sente Opponenten-Bewertung ein; vgl. die diesbezügliche Notation in (16’).) 
Zur Bekräftigung der „ruhmreichen Geschichte“ werden sodann die als Vorbil-
der eingeführten „großen Gestalten der Vergangenheit“ genannt: Karl der Große, 
Karl V., Bismarck und schließlich auch der Stauferkaiser Friedrich II. Mit dem 
Bamberger Reiter und den Stifterfiguren des Naumburger Doms kommen zwei 
mittelalterliche Kunstdenkmäler zur Sprache, was schließlich zu der Feststellung 
überleitet, auch eine Reihe jüdischer Persönlichkeiten seien Teil einer „deutschen 
Heldengeschichte“ (Ernst Kantorowicz als Historiker, Robert Ballin als Unter-
nehmer, Gerson von Bleichröder als Bankier, Walther Rathenau als Politiker der 
Weimarer Republik); nicht dazu gehöre jedoch der Islam, da dieser 1683 nach der 
erfolglosen Belagerung Wiens durch osmanische Truppen von alliierten christli-
chen Kräften zurückgeschlagen wurde (vgl. als schematische Zusammenfassung 
der Handlungsstruktur (16’)).

Gewisse Parallelen zum Parteiprogramm sind offenkundig. So heißt es etwa 
zur Geschichts-Auffassung:

Die aktuelle Verengung der deutschen Erinnerungskultur auf die Zeit des National-
sozialismus ist zugunsten einer erweiterten Geschichtsbetrachtung aufzubrechen, die 
auch die positiven, identitätsstiftenden Aspekte deutscher Geschichte mit umfasst. 
(2016: 48)

Die Umsetzung der geforderten „erweiterten Geschichtsbetrachtung“ hät-
te klarer kaum sein können. Gauland ist sichtlich bemüht, nicht nur sich selbst 
als geschichtlich versierten Politiker in Szene zu setzen, sondern auch seine 
Vorstellung von deutscher „Heldengeschichte“ als Identifikationsmöglichkeit 
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anzupreisen. Hierzu dienen zunächst die positiv bewerteten historischen Figu-
ren, sodann ebenfalls die einbezogenen, namentlich benannten jüdischen Ver-
treter.11 Neben dieser Förderung von Zugehörigkeitsgefühl und Gruppenbildung 
bleibt auch das polarisierende Bestreben des Redners erkennbar: Alles zum Is-
lam Gehörende wird explizit ausgegrenzt. Nicht zu übersehen ist weiterhin der  
hörerinklusive Pronomengebrauch. In dem zitierten Redeausschnitt kommen 
allein siebenmal wir und achtmal uns (oder eine entsprechende Flexionsform) 
vor. Schließlich dürfte zur Signalisierung einer kollektiven Zugehörigkeit eben-
so die mehrfache Verwendung des Adjektivs deutsch in den letzten Zeilen (ein-
schließlich der zweifachen Anrede liebe Freunde) beitragen.12

Ein Punkt in (16) wurde bislang noch nicht näher kommentiert: die Art und 
Weise, wie Gauland auf die Zeit des Nationalsozialismus eingeht. Betont wird, 
Verantwortung für diese 12 Jahre übernommen zu haben und sich dazu zu beken-
nen. Völlig aus dem Rahmen fällt jedoch – und dies nicht nur bezüglich des Stil-
niveaus – die Aussage, diese Periode bedeute nur einen „Vogelschiss in unserer 
über tausendjährigen Geschichte“. Die vulgäre Ausdrucksweise ist nicht allein 

11  Im AfD-Programm ist ausdrücklich von „jüdisch-christlichen und humanistischen Grund- 
lagen unserer Kultur“ die Rede (2016: 48).

12  Zu Verfahren der Zugehörigkeits-Konstruktion in unterschiedlichen Kontexten vgl. Hekmat 
(2010), Zielińska (2016), Lobenstein-Reichmann (2017).

(16’)
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im Kontext einer vergleichsweise sachlich wirkenden Argumentation vollkom-
men unangemessen; in Anbetracht dessen, was die NS-Zeit real bedeutet, was sie 
an Opfern europaweit gekostet hat und welche Folgen bis auf den heutigen Tag 
wirksam sind, handelt es sich um eine kaum noch überbietbare Provokation, um 
eine Verhöhnung der Opfer, um eine Verharmlosung des Nationalsozialismus, die 
eines Fraktionsvorsitzenden und Bundestagsabgeordneten unwürdig ist. Darüber 
können auch die vermeintlich relativierenden Stellungnahmen in (16), insbeson-
dere die wohlwollende Erwähnung jüdischer Verdienste, nicht hinwegtäuschen. 
Und bedenkt man die langjährige politische Karriere Gaulands (von 1973 bis 
2013 in der CDU bis hin zur Position eines Staatssekretärs im Bundesland Hes-
sen) und seine Erfahrung mit der medialen Selbstdarstellung, dann erscheint ein 
Ausrutscher, eine nur versehentlich falsche Wortwahl ausgeschlossen. Insofern 
sind auch die nachträglichen Korrekturversuche in einem Interview mit Skepsis 
zu sehen:

(17)	 �[Roger Köppel:] [...] Vor wenigen Wochen machten Sie selber den Höcke, als Sie 
die zwölf Jahre der Nazi-Diktatur als «Vogelschiss» bezeichneten. Sechs Millionen 
tote Juden, sechzig Millionen Kriegstote und ein Verbrecherregime, das seinesglei-
chen sucht – alles nur ein lästiger «Vogelschiss», den man mit einer Handbewegung 
abwischt? Als ich das las, dachte ich: «Welcher Vogel hat denn jetzt Gauland ins 
Hirn...?» Sie verstehen, was ich meine.

	� [Alexander Gauland:] Ich habe das wirklich nicht als Bagatellisierung verstanden, und 
ich hätte nie gedacht, dass das so aufgefasst wird, denn wenn Sie die ganze Rede lesen, 
sehen Sie, dass ich nichts verharmlost habe.

	� [R. Köppel:] Bilder in der Politik sind wichtig, die bleiben hängen. Was wollten Sie 
mit dieser Rede zum Ausdruck bringen?

	� [A. Gauland: ] Ich wollte den Leuten sagen, dass es eine grosse deutschjüdische Traditi-
on gibt, die wir verteidigen müssen. Gerade in diesem Zusammenhang war der «Vogel-
schiss» für mich eine Bezeichnung für tiefe Verachtung. Keineswegs eine Bagatellisie-
rung. Und ehrlich gesagt, da ist dann auch ein Bohei darum gemacht worden. [...]

	 (Die Weltwoche 30.7.2018)

Im Kreis der Jungen Alternative dürfte die kritisierte Äußerung als gezielter 
Tabubruch zu verstehen gewesen sein, als Signal an die Nachwuchsdelegierten, 
die NS-Zeit nicht mehr mit der gebotenen Distanz oder Ernsthaftigkeit betrachten 
zu müssen, auf jeden Fall nicht als Hindernis für den Glauben an die „deutsche 
Heldengeschichte“. Die Reaktionen auf die Rede Gaulands waren in den Medi-
en, was nicht überrascht, durchweg ablehnend; aus dem Kreis ernstzunehmender  
parteipolitischer Gesprächspartner dürfte sich der Redner damit vorerst verabschie-
det haben. Wie die Rede bei Mitgliedern der AfD aufgenommen wurde, darüber 
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kann man letztlich nur spekulieren. Grundsätzlich wird aber die unterschiedliche 
Adressierung auch zu divergierenden Interpretationen geführt haben (vgl. (16’’)).

(16’’)

Das zweite hier besprochene Beispiel entstammt einer Rede von Alice Weidel,  
der Ko-Vorsitzenden der AfD-Bundestagsfraktion, zur Haushaltsdebatte im Deut-
schen Bundestag am 16.5.2018:

(18) „Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen!
Der Haushalt ist der Nerv des Staates. Daher muss er 
den profanen Augen des Untertanen entzogen werden.
Diesen Satz, der Kardinal Richelieu zugeordnet wird, 
haben Sie sich offensichtlich seit Jahrzehnten auf die 
Fahnen geschrieben; denn pünktlich zur Vorstellung 
des Haushaltes beginnt das Tarnen und Täuschen. Statt 
dem Souverän, dem Bürger, reinen Wein einzuschen-
ken, werden vollmundige Sonntagsreden gehalten. Und 
dabei fühlen Sie sich dem Schriftzug am Hohen Hau-
se „DEM DEUTSCHEN VOLKE“ ohnehin nicht mehr 
verpflichtet. Das Volk wollen Sie sich nämlich selbst 
aussuchen und zusammenstellen. [...]“
(https://www.afdbundestag.de/rede-von-alice-weidel-
zur-haushaltsdebatte-im-bundestag/ (17.8.2018))

Wie schon in den Ausführungen Gaulands dominiert auch hier von Beginn 
an eine konfrontative Tonlage. Die gesamte Einleitung stellt eine massive und 
pauschale Kritik an allem, was nicht zur AfD gehört, dar. Der Regierung bzw. 
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den Regierungsparteien wird vorgeworfen, bei der Vorlage des Haushalts nicht 
transparent vorzugehen, damit die Wählerschaft zu täuschen und überhaupt sich 
dem „deutschen Volk“ nicht mehr verpflichtet zu fühlen. Mit ihrer Wortwahl eta-
bliert die Rednerin von vornherein eine spöttisch-sarkastische Kommunikations- 
modalität; phraseologische Ausdrücke wie das Tarnen und Täuschen, sich etw. 
auf die Fahnen schreiben und jmdm (keinen) reinen Wein einschenken unter-
stützen hier die Negativbewertungen – mit einer sachlichen Auseinandersetzung 
dürfte insofern also kaum zu rechnen sein. Mit dem texteröffenden Richelieu-
Zitat ist Weidel zudem um eine Selbstdarstellung als souverän oder überlegen 
bemüht. Allerdings zeugt das Zitat von einem recht großzügigen Umgang mit 
historischen Quellen; die in (18) formulierte Folgerung „Daher muss er den pro-
fanen Augen des Untertanen entzogen werden“ findet sich beispielsweise nicht 
im herangezogenen Bezugstext, es ist eine freie, auf die Redeabsicht gut abge-
stimmte Ergänzung der Rednerin. Das Zitat im Original:

Les finances sont les nerfs de l’État et il est vrai que c’est le point d’Archimède, qui, 
étant fermement établi, donne moyen de mouvoir tout le monde.13 

Der Bundeshaushalt hat für Weidel in der Haushaltsdebatte insgesamt eine 
eher sekundäre Bedeutung. Wichtiger erscheint die Strategie des Sich-Abgren-
zens, des Polarisierens um jeden Preis. Dies bestätigt sich im Verlauf der gesam-
ten Rede, aus der in (19) noch eine weitere Passage wiedergegeben wird:

(19)	�[...] Sie behaupten, der Haushalt sei zukunftsorientiert. Im Gegenteil: Sie ver-
bauen die Chancen der zukünftigen Generationen. Das Fundament unseres 
Staates sind die Menschen, die hier leben und arbeiten. Es sind aber nicht nur 
die Menschen, die jetzt hier leben, sondern auch diejenigen, die in Zukunft hier 
leben werden. Ja, wir haben die Hauptverantwortung für die Menschen, die Fa-
milien, die schon länger hier leben, und diesen Menschen haben Sie zu dienen. 
Staatsaufgabe ist nämlich, das über Generationen aufgebaute Volksvermögen 
treuhänderisch zum Wohle des deutschen Volkes zu verwalten und es nicht mit 
vollen Händen zum Fenster rauszuschmeißen; denn Eigentümer sind die deut-
schen Bürger und nicht Sie, nicht die Regierung. Seit 1972 werden in Deutsch-
land jedes Jahr weniger Kinder geboren, als Menschen sterben. Für die Überle-
bensfähigkeit eines leistungsfähigen Staates ist das ein Problem. Was haben Sie 

13  „Die Finanzen sind der Nerv des Staates, und da handelt es sich in der Tat um den archi-
medischen Punkt, der aufgrund seiner festen Verankerung geeignet ist, alle Welt in Bewegung zu 
setzen.“ (Armand Jean du Plessis de Richelieu (1688): Testament politique. Paris, II° partie, cha-
pitre IX, p. 7) Richelieu lebte im übrigen von 1585 bis 1642; sein „Politisches Testament“ ist also 
erst postum erschienen.
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dagegen getan? Nichts, na ja, jedenfalls nichts Wirksames. Denn Sie setzen aus-
schließlich auf kompensatorische Einwanderung – das sagen Sie ja die gan-
ze Zeit. Bei muslimischen Zuwanderern schaut die Geburtenrate nämlich ganz 
anders aus. Sogar die Anfettung der Einwohnerzahl durch zugewanderte Straf- 
täter mit mehrfachen Identitäten scheint Sie überhaupt gar nicht zu stören. Doch 
ich kann Ihnen sagen: Burkas, Kopftuchmädchen, alimentierte Messermänner 
und sonstige Taugenichtse werden unseren Wohlstand, das Wirtschaftswachs-
tum und vor allem den Sozialstaat nicht sichern. Dazu, Herr Kauder, bedarf es 
einer qualifizierten und keiner plan- und zügellosen, bildungsfernen Zuwande-
rung. [...] (Hervorhebungen H.H.L.)

Es fällt schwer, eine stringente, thematisch passende Argumentationslinie 
zu erkennen, an der man sich orientieren könnte. Die AfD-Referentin nutzt die 
Chance, nach einer kurzen formalen Bezugnahme auf das vorgegebene Thema 
wieder parteipolitische Schwerpunkte zur Sprache zu bringen, nämlich die Kritik 
an der Migrationspolitik der Regierung, und die zum Maßstab einer allgemei-
nen Abrechnung zu machen. Wieder werden die eigene Position und die Gegen-
position in zum Teil polemischer Weise gegenübergestellt. Es ist nun nicht die 
Kontrastierung als solche, die außergewöhnlich erscheint, das dürfte in der par-
lamentarischen Auseinandersetzung und erst recht in einer Haushaltsdebatte eher 
der Normalfall sein. Hervorzuheben ist vielmehr: die stereotype Fixierung auf 
ein medienwirksames Thema, der in nahezu allen AfD-Reden feststellbare Ver-
weis auf das „deutsche Volk“14 sowie das Fehlen jeglichen Bemühens um einen  
lösungsorientierte Alternative. 

Im Redeausschnitt (19) resultiert das Polarisierende aus der Verteilung der 
Bewertungen: Auf der einen Seite erfahren sämtliche der Regierung zugeordne-
ten Handlungen eine massive Kritik, andererseits wird die eigene Position gerade-
zu apodiktisch mit Feststellungen verbalisiert, die als faktisch und unumstößlich 
gelten (vgl. (19’)). Das Resultat mündet wiederum in eine der migrationspoliti-
schen Forderungen der AfD.

Die Forderung der AfD zur Migrationspolitik ergibt sich aus einer negativen 
Einschätzung der demographischen Situation seit den 1970er Jahren; sie steht im 
Gegensatz zu einer der Regierung vorgeworfenen Politik der „plan- und zügel-
losen, bildungsfernen Zuwanderung“. Die Rednerin unterstreicht die Wichtigkeit 
ihrer Kritik auch durch die Wahl sprachlicher Mittel: So wird u.a. der Vorwurf 

14  Die Musterhaftigkeit der Berufung auf den „Volkswillen“ oder auf das „Volkswohl“ wird 
auch bei Felder (2018: 36f.) zum Gegenstand der Betrachtung gemacht; mit Recht spricht der Au-
tor, da mit solchem Sprachgebrauch eine „Aura der Unhintergehbarkeit“ suggeriert werde, von 
einem „Jargon der Anmaßung“.
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erhoben, man würde eine „Anfettung der Einwohnerzahl durch zugewanderte 
Straftäter mit mehrfachen Identitäten“ in Kauf nehmen; in einer weiteren Äuße-
rung wendet sich Weidel gegen „Burkas, Kopftuchmädchen, alimentierte Mes-
sermänner und sonstige Taugenichtse.“15 Argumentativ gestützt wird die zentrale 
Konklusion außerdem durch vier ebenfalls drastische Negativbewertungen. Der 
recht künstlich wirkende Übergang zum Textthema der Migrationspolitik erfolgt 
nach mehreren Erklärungen zur Regierungsverantwortung, diese Erklärungen 
wiederum sollen anscheinend als Bindeglied zum Haushaltsthema fungieren 
(vgl. (19’)). 

15  Wegen dieser Wortwahl erhält die Rednerin vom Bundestagspräsidenten eine Rüge: „Sie 
haben unter anderem die Formulierung Kopftuchmädchen und sonstige Taugenichtse gebraucht. 
Damit diskriminieren Sie alle Frauen, die ein Kopftuch tragen. Dafür rufe ich Sie zur Ordnung.“

(19’)
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Analog zum Textanfang ist die Rednerin auch bei der Gestaltung der Textbe-
endigung16 bemüht, ein Zitat heranzuziehen und dies in ridikülisierender Weise 
dem politischen Gegner entgegenzuhalten:

(20)	�[...] Die Hoheit über unseren Haushalt gehört nach Berlin und nicht nach Brüs-
sel. In diesem Sinne schließe ich mit einem Zitat des früheren tschechischen 
Präsidenten Zeman, das Ihnen auch schon die ehrenwerte ehemalige CDU-Ab-
geordnete Erika Steinbach vorgetragen hat – ich zitiere –: Falls Sie in einem 
Land leben, in dem Sie für das Fischen ohne Angelschein bestraft werden, je-
doch nicht für den illegalen Grenzübertritt ohne gültigen Reisepass, dann haben 
Sie das volle Recht, zu sagen, dieses Land wird von Idioten regiert.

Es sind nicht allein die exponierten Stellen im Redetext, und dies betrifft 
sowohl die Vorgehensweise von Alice Weidel als auch von Alexander Gauland, 
die eines deutlich machen: Provokation und aggressive Abgrenzung von den üb-
rigen Parteien sind wichtiger als Beiträge zur Lösung politischer Fragen. Das 
Polarisieren gehört ohne Frage zu den konstitutiven Merkmalen der exemplarisch 
herangezogenen Reden, wobei die Grenze des Erlaubten – unter dem Deckman-
tel der freien Meinungsäußerung – nicht selten überschritten wird. Tabubrüche, 
z. B. bezüglich der NS-Zeit oder rassismusverdächtiger Positionen, nimmt man 
in Kauf, auch Ordnungsrufe im Bundestag werden einkalkuliert, wenn es darum 
geht, Verunglimpfendes gegen bestimmte Personen oder Personengruppen zum 
Ausdruck zu bringen. In dem Zusammenhang werden Entscheidungen der po-
litischen Konkurrenz vielfach als Skandal inszeniert. Die Argumentationsweise 
zeichnet sich in vielen Fällen durch ein Fehlen sachlogischer Stringenz, durch 
ein Praktizieren stereotyper und markanter Einordnungs- und Bewertungsmuster 
aus; eine Charakterisierung als ,populistisch‘ erscheint insofern durchaus nahe-
liegend.

Im Vergleich zu den Formulierungen im Parteiprogramm sorgen Redebei-
träge der AfD daher häufig für eine große mediale Aufmerksamkeit. Das Ziel, 
möglichst breite Wählerschichten anzusprechen, auch und vornehmlich am rech-
ten politischen Rand, hat offensichtlich zur Folge, mit Blick auf die sprachliche 
Präsentation Formulierungsweisen zu bevorzugen, die als öffentlichkeitswirksam 
und profilierungsfähig im Sinne der genannten Parteistrategien gelten.

16  Zum Einsatz vorgeprägter Sprachmuster – von Zitaten über Sprichwörter bis hin zu Routine- 
formeln – in textuellen Eröffnungs- und Beendigungssequenzen generell vgl. u.a. Sandig (1989), 
die hier den treffenden Terminus „Konklusionspointierungsfunktion“ verwendet, und Poźlewicz 
(2014).
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